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Dokumentation
Zum Krefelder Prozeß
gegen den Thälmann-Mörder Otto
Nach einer Verhandlungsdauer von 6 Monaten verurteilte die 
2. große Strafkammer des Landgerichts Krefeld (BRD) am 
15. Mai 1986 den ehemaligen SS-Stabsscharführer Wolfgang 
Otto wegen Beihilfe an der Ermordung Ernst Thälmanns zu 
4 Jahren Freiheitsentzug.

Dieses Urteil ist ein Erfolg des Jahrzehnte währenden 
entschlossenen Kampfes aller antifaschistischen und demo­
kratischen Kräfte, die nazistische Vergangenheit in der BRD 
zu bewältigen. Das Präsidium der VVN — Bund der Anti­
faschisten (Frankfurt am Main) hat in einer Erklärung vom 
15. Mai 1986 seine Genugtuung darüber ausgedrückt, daß 
„endlich nach 42 Jahren der Mord an Emst Thälmann nicht 
mehr ungesühnt und einer der Mörder zur Rechenschaft ge­
zogen ist“.

Bereits am 11. April 1962 hatte Rechtsanwalt Prof. Dr. 
F. K. Kaul als Prozeßbevollmächtigter von Rosa Thälmann 
beim Oberstaatsanwalt am ■Landgericht Kleve Strafanzeige 
gegen Wolfgang Otto und gegen den ehemaligen SS-Ober- 
scharführer Alfred Berger erstattet. Das von der Staatsan­
waltschaft daraufhin eingeleitete Ermittlungsverfahren wurde 
am 10. Januar 1964 zum ersten Mal eingestellt, wogegen 
Prof. Kaul Beschwerde einlegte. Aufnahme der Ermittlungen, 
Einstellung des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft und 
Beschwerde wiederholten sich insgesamt sechsmal. In der 
Zwischenzeit verstarb Berger. Der Generalstaatsanwalt beim 
Oberlandesgericht Köln teilte schließlich am 18. Januar 1982 
mit: „Da weitere erfolgversprechende Ermittlungsmöglich­
keiten nicht gegeben sind, muß es bei der Einstellung des 
Verfahrens sein Bewenden haben.“

Nunmehr stellte Ernst Thälmanns Tochter Irma Gabel- 
Thälmann am 24. Februar 1982 durch ihren Prozeßbevollmäch­
tigten, Rechtsanwalt Heinrich Hannover (Bremen), gemäß 
§§172 ff. StPO der BRD Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
über die Erhebung der öffentlichen Klage. Das Klageerzwin­
gungsverfahren endete mit einer Entscheidung des Ober­
landesgerichts Köln vom 24. Juni 1983: die Staatsanwaltschaft 
wurde zur Anklageerhebung gegen Otto veranlaßt, was auch 
am 11. August 1983 geschah. Jedoch lehnte das Landgericht 
Kleve am 7. Juni 1984 durch Beschluß die Eröffnung des 
Hauptverfahrens über die Anklage ab. Dagegen legte Rechts­
anwalt Hannover sofortige Beschwerde ein. In Übereinstim­
mung mit dem Antrag des Generalstaatsanwalts beim Ober­
landesgericht Düsseldorf hob dieses Oberlandesgericht am 
25. Januar 1985 den Beschluß des Landgerichts Kleve auf und 
ließ die Anklage zu. Zugleich ordnete es gemäß § 210 Abs. 3 
StPO an, daß die Hauptverhandlung vor dem benachbarten 
Landgericht Krefeld stattzufinden habe. Am 5. November 1985 
begann dann endlich die Hauptverhandlung gegen Otto vor 
der 2. großen Strafkammer dieses Landgerichts* 12

Während die Staatsanwaltschaft und die Verteidiger Ottos 
auf Freispruch plädierten, forderte Rechtsanwalt Hannover 
als Vertreter der Nebenklägerin Irma Gabel-Thälmann die 
Verurteilung des Angeklagten.

Wir veröffentlichen im folgenden Auszüge aus der Er­
klärung der Nebenklägerin sowie aus dem am 24. April 1986 
gehaltenen Plädoyer von Rechtsanwalt Hannover.

Auf das Urteil des Landgerichts Krefeld werden wir näher 
eingehen, sobald uns die schriftliche Urteilsbegründung vor­
liegt. D. Red.

Aus der Erklärung der Nebenklägerin 
Irma Gabel-Thälmann
Ich bin zu diesem Prozeß nicht nur gekommen, um für das 
angeklagte Verbrechen eine gerechte Strafe zu verlangen. Das 
ist für eine Tochter, die das Opfer und das Andenken ihres 
Vaters vertritt, wohl selbstverständlich. Hier geht es um 
mehr. Es geht hier auch um die Achtung und den Respekt 
vor dem Vermächtnis des antifaschistischen Widerstands­
kampfes. Ernst Thälmann war ein Symbol des Kampfes ge­
gen den aufkommenden deutschen Faschismus....

Mein Vater war ein einfacher Arbeiter. Zeitlebens kämpfte 
er um das Wohl der Arbeitenden, um soziale Gerechtigkeit 
und um wirkliche Freiheit. Hitler und Himmler fürchteten 
ihn, und als ihr eigenes Ende heranrückte, ließen sie ihn aus 
dem Wege räumen. Ich weiß, daß der Schmerz über den 
feigen Mord an meinem Vater nicht nur unsere Familie, son­
dern auch Mülionen anständiger Menschen getroffen hat, für 
die Ernst Thälmann die Hoffnung auf eine bessere, eine 
menschliche Welt verkörperte.

Der Angeklagte hat bis zum Schluß geleugnet, daß er an 
der Tötung meines Vaters beteiligt war. Es steht aber fest: 
In Buchenwald hat er mitgemordet. Das haben ihm die Ame­
rikaner schon 1947 nachgewiesen. Trotzdem ist über seine 
Lippen kein Wort des Bedauerns, der Reue oder gar der 
Scham gekommen. Die Tötungen Unschuldiger, Wehrloser 
sind für ihn heute noch „Dienstleistungen“, außerhalb von 
gut und böse. Noch heute versucht der Angeklagte seine 
Handlungen zu verniedlichen, zu beschönigen, sogar zu recht- 
fertigen. Dieser Mann hat nichts aus der Geschichte und 
nichts aus seinem Leben gelernt________

Ich bin gefragt worden, ob ich dem Angeklagten gegen­
über Haß empfinde. Ich habe darauf geantwortet: Für einen 
Mann, an dessen Händen das Blut von Unschuldigen klebt, 
kann ich natürlich nicht das geringste Mitgefühl aufbringen. 
Der Haß eines Kommunisten richtet sich aber nicht gegen 
die einzelne Kreatur. Sonst wäre er sinnlos. Er richtet sich 
gegen das System, das solche Kreaturen hervorbringt.

Deshalb kann ich hier ohne Vorurteil sagen: Dieser Mann 
hat an der Ermordung meines Vaters mitgewirkt. Für mich, 
für den gesunden Menschenverstand, genügen die Beweise, 
die auf den Tisch dieses Gerichts gelegt wurden, um die 
Schuld des Angeklagten zu belegen und sein Verbrechen zu 
ahnden.

Was erwarte ich nun vom Gericht, von seinen Richtern?
Ich erwarte, daß Sie in Ihrem Urteil die historische Wahr­

heit über die Ermordung meines Vaters festhalten und die 
Darstellung der Faschisten als Lüge entlarven. Es hat mich 
tief betroffen gemacht, wie viele Leute in diesem Land noch 
heute ungeniert und ungeprüft das Gerücht, daß Ernst Thäl­
mann durch einen Bombenangriff ums Leben gekommen sein 
soll, verbreiten.

* Näheres zur Geschichte der Verschleppung dieses Prozesses in: 
Der Mord, der nie verjährt (Protokoll einer öffentlichen Anhörung 
am 12. Februar 1980), Berlin 1980, S. 6 ff.; P. Przybylski, MordsaChe 
Thälmann, Berlin 1986, S. 151 ff.
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3. Bei der weiteren Gestaltung der entwickelten soziali­
stischen Gesellschaft handelt es sich nicht nur um eine dyna­
mische Umwälzung und Ausgestaltung aller sozialen 
Beziehungen und Prozesse, sondern zugleich auch darum, daß 
grundlegende Wesenszüge — wie die politische Macht, das 
Volkseigentum, die ideologische Herrschaft des Marxismus- 
Leninismus — stabil bleiben. Dazu gehörten auch eine nament­
lich in den Grundforderungen stabile Sittlichkeit und ein diese 
stützendes und förderndes, im grundlegenden genügend stabi­
les Strafrecht. Das Strafrecht der DDR, das, namentlich seit 
der Kodifizierung von 1968, im wesentlichen stabil ist, ver­
fügt auch insoweit über günstige Wirksamkeitsvoraussetzun­
gen.

Stabil ist ein Strafrecht vor allem durch ein hohes Maß an 
Stabilität der Auffassung von dem, was eine Straftat, was 
kriminelles Unrecht ist. Ein so schwerwiegendes Urteil, wie 
es die Aussage über das Vorliegen einer Straftat und damit 
die Qualifizierung des Handlungssubjekts als Straftäter, als

Krimineller ist, muß prinzipiell klar, sicher, berechenbar — 
für und gegenüber jedermann gleichermaßen gültig — und 
also hinreichend stabil sein. Deshalb ist eine tiefere Bearbei­
tung des Begriffs der Straftat, besonders der Abgrenzung zu 
nichtkriminellem Unrecht, gerade im Zusammenhang mit der 
Rolle von Sittlichkeit, Moral- und Wertvorstellungen von 
wesentlicher Bedeutung für eine langfristige, schrittweise 
Erhöhung der Wirksamkeit des Strafrechts. Daher braucht die 
entwickelte sozialistische Gesellschaft einen ihr adäquaten, 
durch die sozialökonomischen Grundverhältnisse und Inter­
essen materiell determinierten, die Grundzüge der Epoche des 
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus berücksichti­
genden und in die sozialistischen Wert- und Moralvorstellun­
gen und sittlichen Forderungen integrierten, für längere Zeit 
gültigen Begriff des kriminellen Unrechts.

12 Darauf verweist auch K. Marx ln seinem Aufsatz „Bevölkerung, 
Verbrechen und Pauperismus“, ln: Marx/Engels, Werke, Bd. 13, 
Berlin 1961, S. 490 ff. (492).
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